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Kantonsrat Jürg
Sulser tritt zurück
Politik DerSVP-Kantonsrat Jürg
Sulser hat seinen vorzeitigen
Rücktritt aufEndeAugust ange-
kündigt. Der 64-jährige Unter-
nehmer ausOtelfingenwar von
Mai 2024 bis April 2025 Kan-
tonsratspräsident.

Der Rücktritt von Sulser
wurde zum Schluss der Sitzung
desKantonsrats amMontagbe-
kannt gegeben. Sulser wurde
2011 in denKantonsrat gewählt
und war bis 2022 Mitglied der
Finanzkommission.

Wer für Sulser in den Kan-
tonsrat nachrutschen wird, ist
noch nicht bekannt. Erster Er-
satzkandidat auf der SVP-Liste
im Bezirk Dielsdorf bei den
Wahlen 2023 ist Christian Lu-
cek.Der frühereKantonsrat ver-
passte damals die Wiederwahl
knapp. (sda)

Sugus-Kündigungen als missbräuchlich eingestuft
In 105Wohnungen der Sugus-Häuser in Zürich dürfen dieMieterinnen undMieter bleiben. Zumindest vorerst.

DieSchlichtungsbehördehatdie
Kündigungen für 105Wohnun-
gen indenSugus-Häusern inder
Stadt Zürich in Vergleichsver-
handlungen als missbräuchlich
eingestuft.DiebetroffenenMie-
terinnenundMietermüssenda-
mit – zumindest vorerst – nicht
ausziehen. Die Schlichtungsbe-
hördehat amMontagdie ersten
Anfechtungen gegen die Woh-
nungskündigungen in den Su-
gus-Häusern verhandelt, wie
der Mieterinnen- und Mieter-
verbandZürich (MVZürich) am
Montagnachmittag mitteilte.
Die Schlichtungsbehörde habe
dabei festgehalten, dass sie die
Kündigungen als missbräuch-
lich erachte. Eine Einigung
konnte nicht erzielt werden.

Die Vermieterin hat lautMittei-
lungnun20TageZeit, denEnt-
scheidvorschlag der Schlich-
tungsbehörde anzunehmen
oder abzulehnen. Lehnt sie ab,
kann sie innert 30 Tagen Klage
beimMietgericht einreichen.

Eigentümerinplant
angeblichTotalsanierung
DieMieterinnenundMieter von
105Wohnungen in drei der ins-
gesamtneunSugus-Häusernha-
ben imDezember vergangenen
Jahres die Kündigung erhalten.
DieEigentümerinplaneeineTo-
talsanierung. Die Kündigungen
erfolgten zuerst auf EndeMärz,
wurden aber später bis Ende
September aufgeschoben. Die
buntenHäuser, diedirekt ander

Bahnlinie zwischenHardbrücke
und Hauptbahnhof Zürich ste-
hen, sinddurchdieMassenkün-

digung zu einem Symbol der
Wohnungsnot geworden. Die
Betroffenen wehrten sich unter

anderemmit einerKundgebung
gegen das Vorgehen der Eigen-
tümerin. (sda)

Braucht es das Langzeitgymnasium?
DieALwill das Langzeitgymi imKanton Zürich abschaffen, weil es ungerecht sei. Bürgerliche imKantonsrat sind dagegen, Linke gespalten.

SvenHoti

DerZürcherKantonsrat hält am
Langzeitgymnasiumfest. Erhat
sich am Montag mit 130 zu 39
Stimmen bei 4 Enthaltungen
gegen eineMotion der Alterna-
tivenListe (AL) ausgesprochen,
die das Langzeitgymi abschaf-
fenwollte.

Mit einer Motion forderten
die AL-Kantonsrätinnen Judith
Stofer ausDübendorf sowieNi-
cole Wyss und Lisa Letnansky
aus Zürich im September 2024,
dass der Regierungsrat das
Langzeitgymnasium als Schul-
typ aus der Mittelschulverord-
nungstreicht.AlsGrundverwie-
sen die Politikerinnen auf wis-
senschaftliche Erkenntnisse,
wonach der Entscheid für die
Primarschülerinnen und -schü-
ler aus entwicklungspsychologi-
scher Sicht zu früh komme.

Die meisten Kinder seien
nochzuunerfahren,umbeimSe-
lektionsverfahren angemessen
mitentscheidenzukönnen,heisst
es in der Motion. Zudem sei die
Selektionbelastend.Auchdiskri-
miniere sieKinderaus sozioöko-
nomisch benachteiligten und/
oder fremdsprachigen Familien.
Dieszeigesichdaran,dassKinder
vonAkademiker-Elternhäufiger
insLangzeitgymnasiumwechsel-
ten. Kinder sollten in einer «Ge-
samtschule» voneinander und
miteinander lernen, das stärke
dieVolksschule, schreibt dieAL.

HöhereKosten
fürGemeinden
Gymnasien seien schon seit je-
her elitäre Schulen unddieAuf-
nahmeprüfungen nicht kompe-
tenzorientiert, sagteKantonsrä-
tin Anna Judith Stofer (AL,
Dübendorf) amMontag imRat.
«Deren Abschaffung wäre ein
erster Schritt zu einer chancen-
gerechten Gesamtschule.»
Stattdessen regte Stofer an, an
derSekundarschule verschiede-
ne Lernangebote aufzubauen,
von denen die Kinder selbst-
ständig je nach Niveau eines
auswählen könnten. Für Stofer
ist klar: «Der Kanton kann nur
gewinnen.»

Der Rat nahm das Anliegen je-
doch wenig begeistert auf. Die
Bürgerlichen kritisierten die
«ideologischmotivierteGleich-
macherei». «Indem Starke ge-
schwächtwerden, sollenSchwa-
chegestärktwerden», kritisierte
Marc Bourgeois (FDP, Zürich).
Dabei sei Selektion nichts
Schlechtes.Kinder entwickelten
sichunterschiedlich.DieDurch-
lässigkeit sei die Stärke des hie-
sigen Schulsystems.

«Die Stärkung der Volks-
schule darf nicht zulasten der
Bildungsqualität gehen», sagte
Rochus Burtscher (SVP, Die-
tikon).DasNiveauanderVolks-
schule habe bereits abgenom-
men.«EineAbschaffungwürde
das Problem weiter verschär-
fen.» Der Fokus sollte stattdes-
sen darauf liegen, die Volks-
schule zu verbessern.

EinbreitesBildungsangebot,
in dem alle Schülerinnen und
Schüler gefördert würden, sei
wichtig, sagte Kathrin Wydler
(Mitte, Wallisellen). «Eine Ab-
schaffung des Langzeitgymna-

siums würde die Vielfalt ein-
schränken.»Zudemsei es blau-
äugig, zu glauben, dass der
Selektionsdruck im weiteren
Schulverlauf abnehmenwürde.
Wydler warnte ausserdem da-
vor, dassGemeindenwegendes
zusätzlich benötigten Schul-
raumsnochstärkerbelastetwer-
den könnten.

Statt leistungsstarken Kin-
dern die Chancen zu nehmen,
solleman dieUrsachen derUn-

gleichheit angehen, fandNadia
Koch (GLP, Rümlang) und
mahnte: «Wir riskieren, das
Potenzial vielerbegabterKinder
zu bremsen.»Auchwenner der
Kritik derMotion grundsätzlich
Recht gebe, sei dieVorlage«ein
radikales Hochrisiko-Experi-
ment», sagteHanspeterHugen-
tobler (EVP, Pfäffikon). Das
Langzeitgymi sei etabliert, die
Abschaffung würde eher dazu
führen, dass Eltern ihre Kinder

vermehrt auf private Schulen
schickten.

SP undGrünewaren gespal-
ten. Patricia Bernet (SP, Uster)
bezeichnete das Langzeitgymi
als«SystemderPrivilegierten»,
dasdie sozialeUngleichheit ver-
stärke. Als Beispiel für den Ein-
fluss des sozioökonomischen
Hintergrunds nannte sie die
Übertrittsquoten ins Langzeit-
gymi vonKüsnacht von rund 30
Prozent und Schlieren von 5,7
Prozent. Heterogenität sei auch
eine Chance. So zeige die Wis-
senschaft,dass schulischSchwä-
chere von Stärkeren profitieren
könnten, ohne dass die Stärke-
ren beeinträchtigtwürden.

Der Leistungsdruck auf die
Kinder seiweltweit undgenerell
gestiegen, sagte Kathrin Fehr
Thoma (Grüne,Uster). «Alleine
die früheSelektiondafür verant-
wortlich zu machen, greift zu
kurz.» Es seien zwar oft die El-
tern, welche den Entscheid für
ihr Kind fällten, sagte Rafael
Mörgeli (SP, Stäfa). Eine spätere
Selektion erhöhe den Kinds-

anteil amEntscheid.DieMotion
sei jedoch das falsche Werk-
zeug, um das Thema anzuge-
hen.«DieMotionärinnen laufen
mitdemKopfdurchdieWand.»

In seiner Stellungnahme
lehnte der Regierungsrat die
Motion ab. Er rechtfertigte die
Unterteilung in Langzeit- und
Kurzzeitgymnasium mit der
unterschiedlichen Entwicklung
der Kinder. Eine Abschaffung
würde die Sekundarstufe, aber
auch die Gemeinden belasten.
ZudemverwiesderRegierungs-
rat auf verschiedene grosse und
langfristigeReformen,die inder
Volks- undMaturitätsschule ge-
plant seien. Die Vorlage berge
dieGefahr, das Bildungssystem
zu «überfordern».

Das Langzeitgymi leiste
einenwichtigen Beitrag zur Be-
gabtenförderung, sagte Bil-
dungsdirektorin Silvia Steiner
(Mitte) im Rat. «Würde man es
abschaffen, müsste diese ver-
mehrt auf Sekundarstufe statt-
finden.Das funktioniert nicht.»
EineAbschaffungschmäleredie
Vielfalt im Bildungswesen und
helfe auch nicht gegen die
Unterschiede aufgrund des
sozioökonomischen Hinter-
grunds.Wichtig sei, dassdasBil-
dungssystemdurchlässig sei.

Themableibt auf
politischemParkett
MitderAblehnungdesKantons-
rats ist das Anliegen aber noch
nicht ad acta gelegt. Mitglieder
der SPhabenEndeMai einPos-
tulat eingereicht. Damit geben
sie demRegierungsrat denAuf-
trag, zu prüfen, welche Folgen
die Abschaffung des Langzeit-
gymnasiums haben würde, ins-
besonderehinsichtlichderPäd-
agogik, desPlatzbedarfsundder
Kosten für die Sekundarstufe I,
alsodieanspruchsvollsteSekun-
darstufe, den Kanton und die
Gemeinden.

Der Verein «Eine Schule für
alle – ohne Selektion» hat zu-
dem im Februar in den Kanto-
nenZürichundBernVolksinitia-
tiven lanciert, welche einen se-
lektionsfreien Übertritt in die
Sekundarstufe I fordern.

Auch der sozioökonomische Hintergrund beeinflusst, wer es ins Gymi schafft. Symbolbild: Melanie Duchene/Keystone
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Bezirk Dietikon: Jedes zehnte Kind schafft es

Über 4500 Schülerinnen und
Schüler im Kanton Zürich haben
dieses Jahr die Zentrale Aufnah-
meprüfung zum Übertritt ans
Langzeitgymnasium absolviert,
rund 2400 haben bestanden.
Gemessen an allen Primarschü-
lerinnen und -schülern im Kan-
ton entspricht das 15 Prozent. Im
Schnitt wird also per neuem
Schuljahr etwas mehr als ein

Sechstel der Primarschulkinder
ans Langzeitgymi wechseln.

Doch die Unterschiede zwi-
schen den Bezirken sind be-
trächtlich: Während in Meilen
fast jedes vierte Primarschulkind
das Langzeitgymi besucht, ist es
in Dietikon rund jedes zehnte.
Anteilsmässig am meisten Über-
tritte zählen die Bezirke rund um
den Zürichsee. (sho)


